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„Klatschen allein genügt nicht“ – ein Plädoyer für ein sorgsames Recht  
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Zusammenfassung 

Alle Menschen benötigen im Lauf ihres Lebens in unterschiedlichem Maße Sorge, Pflege und Unterstützung durch 

andere (care), und fast jeder Mensch sorgt mehr oder weniger für andere. Dies zu ermöglichen und zu unterstützen 

ist eine gesellschaftliche Aufgabe und Gegenstand rechtlicher Regulierung im Sozialstaat. Sorgetätigkeiten kön-

nen unbezahlt oder bezahlt sein, durch Familien oder in privaten Beziehungen, durch soziale Dienste oder über 

den Markt bereitgestellt werden. Doch Sorgetätigkeiten werden häufig unzureichend anerkannt, gering entlohnt 

oder in die Privatsphäre abgeschoben, ohne dass dies ausreichend gesellschaftlich und rechtlich unterstützt und 

abgesichert wird. Die Modelle der Verteilung von Sorgetätigkeiten im Recht oszillieren zwischen privater und 

gesellschaftlicher Verantwortung, zwischen Rückzug des Staates und 'Wegducken' einerseits (etwa im Bereich der 

häuslichen Pflege) und teilweiser sozialstaatlicher Absicherung andererseits. Angesichts der fragmentierten und 

widersprüchlichen Anerkennung von Sorgetätigkeiten im Recht (Familien-, Sozial- und Arbeitsrecht, Pflegerecht, 

Verfassungsrecht, Europarecht, internationales Recht) soll mit dem neuen Ansatz des caring law eine kohärente 

Perspektive entwickelt werden. Ein ‚sorgsames Recht‘ stellt Sorgetätigkeiten und -beziehungen (care, caring) bei 

der Gestaltung und Interpretation von Rechten und Pflichten, Prinzipien und Begriffen in den Mittelpunkt. Aus-

gehend von einem relationalen Verständnis von Autonomie und Teilhabe ist care im Spannungsfeld von Selbst-

bestimmung und Abhängigkeit in asymmetrischen Machtbeziehungen im Fokus. Das ‚sorgsame Recht‘ initiiert 

ein interdisziplinäres Forschungsfeld als Teil der socio-legal studies und legal gender studies. Anschlüsse bestehen 

zu Sozialethik, Rechtsphilosophie, Sozialwissenschaften, Rechtssoziologie, Sozialpolitik und Care-Ökonomie. 

Mein Projekt umfasst die Erarbeitung einer Monographie. Außerdem ist die Herausgabe eines rechtsvergleichen-

den Handbuchs (gemeinsam mit Prof Cottier, Genf sowie Prof Voithofer, Innsbruck) geplant. 

 

1. Grundlagen und Ziele des Projekts, Fragestellungen und Methoden    

Der neue Ansatz eines sorgsamen Rechts (caring and the law) fokussiert das Recht der 

bezahlten und unbezahlten Sorgetätigkeiten und -beziehungen. Die Anerkennung, Aufwertung 

und Förderung von Sorgetätigkeiten durch Recht stehen im Mittelpunkt eines sorgsamen 

Rechts. Die aktuellen rechtlichen Regelungen sind jedoch unzureichend, fragmentiert, rechts-

systematisch teils widersprüchlich und nicht von einem kohärenten sozial- und rechtspoliti-

schen Konzept getragen. Die Corona-Krise hat dies in aller Deutlichkeit wie in einem Brennglas 

gezeigt. Sorgetätigkeiten und -beziehungen gerecht zu gestalten ist eine gesellschaftliche und 

rechtspolitische Aufgabe. Sozialstaatliche Institutionen und Recht sollten deshalb Sorgebezie-

hungen und bezahlte und unbezahlte Sorgetätigkeiten umfassender unterstützen als bisher und 

Infrastrukturen, personale soziale Dienstleistungen, soziale Rechte und Zeitrechte für Sorgende 

und sorgebedürftige Personen kohärent gestalten.  
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Mit diesem Projekt soll ein neues interdisziplinäres Forschungsfeld zum Thema ‚Sorgebe-

ziehungen und Recht‘ initiiert werden. Anschlüsse bestehen zu Sozialethik, Rechtsphilosophie, 

Sozialwissenschaften, Rechtssoziologie, Sozialpolitik und Care-Ökonomie. Die aktuelle deut-

sche Rechtslage ist weitgehend durch Unterschätzung, Ausblenden und unzureichende soziale 

Anerkennung und Absicherung von Care geprägt. Dies erfordert die theoretische Grundlegung 

und Diskussion übergeordneter Leitbilder, Prinzipien, Rechte und Pflichten eines Rechts der 

Sorgetätigkeiten, die Bestandsaufnahme de lege lata und der Widersprüche in ausgewählten 

Rechtsgebieten (Verfassungsrecht, Familienrecht, Arbeits- und Sozialrecht, Kinder- und Ju-

gendhilferecht, Pflegerecht, Europarecht, internationales Recht) sowie die Auseinandersetzung 

mit rechts- und sozialpolitischen Reformperspektiven. Theoretische Grundlage ist ein Care-

Begriff, der in vielen Disziplinen verwendet wird und Unschärfen aufweist (Daly 2020), aber 

als Grenzobjekt interdisziplinäre Kooperation ermöglicht. Care/Caring wird hier verstanden als 

Gesamtheit der gesellschaftlich und individuell notwendigen Formen der Fürsorge und Pflege 

von Menschen, bezahlt oder unbezahlt (Sorgetätigkeiten, Familienarbeit, fürsorgliche Praxen, 

personenbezogene Dienstleistungen) und der Sorgebeziehungen. Im deutschen Recht werden 

Begriffe verwendet wie elterliche Sorge, Pflege und Erziehung (§ 1626 BGB), Erziehung, Be-

treuung, Förderung (SGB VIII; UN-KRK), Pflege, Pflegebedürftigkeit, pflegerische Versor-

gung (SGB XI), Hilfe zur Pflege (SGB XII), Assistenzleistungen (SGB IX), Fürsorge u.a.. 

Kennzeichnend für die Rechtslage ist eine Fragmentierung; an übergeordneter Stelle – etwa im 

Grundgesetz oder im SGB I – werden Sorgebedürfnisse und Care als sozialstaatliche Aufgabe 

nicht explizit erwähnt, auch wenn sie in teilweise aufscheinen (so auch im EU-Recht und im 

internationalen Recht).1 

Ein individualistisches Menschenbild im Recht, das den Menschen als autonomen Erwerbs-

bürger konstruierte, von Vulnerabilität, Abhängigkeiten und Angewiesenheit auf andere im Le-

bensverlauf jedoch weitgehend abstrahierte (und Risiken und Notfälle des Lebens nur als Aus-

nahmezustände thematisiert) wird in der rechtsphilosophischen und sozialethischen Diskussion 

(ethics of care) kritisiert. Dem wird ein relationales Autonomieverständnis entgegengesetzt, das 

Vulnerabilität und Angewiesenheit einschließt. Auch Anerkennungstheorien können für ein 

sorgsames Recht fruchtbar sein. So ist etwa die Situation von Pflegearbeitenden in der häusli-

chen Pflege von erheblichen Anerkennungsdefiziten geprägt.2 Auch die rechtssoziologische 

Unterscheidung zwischen law in the books und law in action weist auf diese Dimension hin. Im 

                                                           
1 Busby 2011, Caracciolo di Torella 2016; Herring 2013; 2019; Lõhmus 2015. 
2 Heimbach-Steins/Krause 2016; Scheiwe 1999, 2010, 2022b; zur bezahlten Care-Arbeit in Privathaushalten und 
arbeits- und sozialrechtlichen Fragen Scheiwe 2014; 2019; 2021; 2022a), Scheiwe/Schwach 2012. 
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Bereich von Sorgebeziehungen ist aufgrund asymmetrischer Machtverhältnisse die Rechtsver-

wirklichung und -durchsetzung besonders schwierig. Fürsorge kann zur Bevormundung werden 

bis hin zur Gewaltanwendung. Fürsorgliche Bevormundung und Paternalismus wurden insbe-

sondere von der independent living-Bewegung und in den disability studies kritisiert.3 Davon 

gingen wichtige Impulse für ein relationales Verständnis von Autonomie im Recht aus.  

Sorgetätigkeiten sind häufig unsichtbar und unterbewertet; die Nachteile treffen vor allem 

Frauen, die überwiegend bezahlte und unbezahlte Sorgetätigkeiten ausüben.4 Ein sorgsames 

Recht fokussiert auch gleichstellungspolitische Fragen und den verfassungsrechtlichen Auftrag 

zur Beseitigung bestehender Nachteile (Art. 3 Abs.2 S.2 GG) und ist Teil von legal gender 

studies. Es geht darüber hinaus, weil sozial- und rechtspolitische Verteilungsentscheidungen 

und Leitbilder der Verteilung von öffentlicher und privater Verantwortung für Care Gegenstand 

sind. Der Wandel sozialer Sicherungsmodelle im deutschen Wohlfahrtsstaat ist in dieser Hin-

sicht von Widersprüchen geprägt.5 Sorgetätigkeiten werden überwiegend unbezahlt in privaten 

Beziehungen erbracht, aber in wachsendem Maße sozialstaatlich und in öffentlicher Verant-

wortung angeboten als professionelle Arbeit (personale soziale Dienstleistungen) oder in hyb-

riden Mischformen (sozialrechtlich partiell abgesicherte private Sorgearbeit, z.B. in der häusli-

chen Pflege oder Kindererziehungszeiten); marktförmige Angebote haben ebenfalls zugenom-

men. Trotz der Tendenz zur Ausweitung der öffentlichen Verantwortungsübernahme in den 

letzten Jahrzehnten (Pflegeversicherung, Pflegezeiten, Ausweitung der Rechtsansprüche auf 

Förderung in Kitas und Tagespflege, Elternzeit und Elterngeld, Erziehungszeiten in der Ren-

tenversicherung u.a.) ist immer noch ein Subsidiaritätsmodell dominant, das Care-Verantwor-

tung als ‚Privatsache‘ an Familien und Angehörige (sprich: Frauen) delegiert und unzureichend 

unterstützt. Theorien und Ideologien über die Trennung von öffentlicher und privater Sphäre 

sind widersprüchlich und wurden in der feministischen Literatur kritisiert.6 Die derzeitigen 

Leitbilder der Sozialpolitik bewegen sich zwischen Individualisierung und Solidarität, ambiva-

lenter Anerkennung und Abwertung von Sorgetätigkeiten und oszillieren zwischen 

                                                           
3 Degener/Diehl 2015, Welti 2005. 
4 Zu empirischen Daten über Sorgetätigkeiten und ‚Sorgelücken‘ Sachverständigenkommission zum Zweiten 
Gleichstellungsbericht der Bundesregierung 2017.  
5 Zu Wandel und Widersprüchen von Leitbildern und Rollenmodellen im deutschen Familien- und Sozialrecht 
vgl. Scheiwe 2005; 2007; 2008; 2009, 2021; zum Familienrecht Schumann 2020; zum internationalen Wohl-
fahrtsstaatsvergleich und Care-Modellen Daly/Scheiwe 2010. 
6 Grundlegend die feministische Kritik am public/private split und der ‚Naturalisierung‘ von Frauenarbeit seit 
dem 19. Jahrhundert, die der ‚Privatsphäre‘ zugewiesen wurde Pateman 1983; Rössler/Mokrosinka 2015, 
Scheiwe 2017. Zu den Widersprüchen der Dichotomie von Markt und Familie Olsen 1983, Scheiwe 1994.   
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traditionellem ‚Ernährermodell‘, einem ‚Zweiverdienermodell‘ und Ansätzen care-orientierter 

sozialer Sicherung.7  

Grundlegend ist zudem der Begriff der Solidarität, der sozialethisch und moralisch und auch 

rechtlich konturiert ist – als wechselseitige Rechte und Pflichten in einer ‚Solidargemeinschaft‘ 

im Rahmen von Familien-, Verwandtschafts- oder Partnerschaftsbeziehungen sowie als Soli-

darobligation in Sozialversicherungskörperschaften und im Sozialstaat. Es fragt sich daher, 

welche Anerkennung Sorgetätigkeiten bei der Auslegung des Sozialstaatsprinzips (Art. 20 

Abs.1 GG) erfahren sollen, inwieweit sich aus der Menschenwürde (Art.1 Abs.1 GG) und dem 

Schutz von Ehe und Familie (Art. 6 Abs.1 GG) ein Recht zu pflegen oder gepflegt zu werden 

ableiten lässt, und welche Folgerungen sich aus dem sozialrechtlichen Ziel der Herstellung so-

zialer Gerechtigkeit (§ 1 SGB I), dem verfassungsrechtlichen Gleichberechtigungsprinzip und 

dem staatlichen Auftrag zur Beseitigung bestehender Nachteile (Art. 3 Abs.2 S.2 GG) ergeben.   

Zentral sind folgende Fragestellungen: 

- Wie werden Sorgearbeit und Sorgebeziehungen (care/caring) und ihre gesellschaftliche 

Bedeutung in Ethik, Rechtsphilosophie und Rechtsdogmatik definiert und bewertet?  

- Wie reguliert Recht derzeit Care/Caring als subjektives Recht, als Pflicht und als objek-

tives Recht (Staatsziel, Programmsatz, sozialstaatliche Aufgabe, Strukturprinzip)? Wel-

che Normen sollten entwickelt werden, um Care/Caring auf übergeordneter Ebene und 

in Teilbereichen des Rechts kohärent zu gestalten?  Sollte es ein (Grund-)Recht auf 

Pflege und ein Recht zu pflegen geben? 

- Wie sieht ein sorgsames, fürsorgliches Recht aus, das zu angemessenen Anerkennung 

von Care beiträgt? Welche sozial- und rechtspolitischen Schritte sind dafür erforderlich? 

Das Projekt ist angesiedelt im interdisziplinären Forschungsgebiet ‚Recht und Gesellschaft‘ 

(socio-legal studies, law in context).8 Methodisch wird ein doppelter Zugang gewählt, einerseits 

aus der internen Perspektive des Rechts (Rechtsdogmatik und Rechtssystematik), andererseits 

aus der externen Perspektive auf Recht (Rechtssoziologie, Sozial- und Rechtspolitik, Sozial-

ethik und (Rechts-)Philosophie, Ökonomie). Deshalb ist eine interdisziplinäre Herangehens-

weise unabdingbar, die leider in der deutschen Rechtswissenschaft – im Vergleich zur angel-

sächsischen Forschung – geringer entwickelt ist.9  

 

                                                           
7 Daly/Scheiwe 2010, Scheiwe 2005; 2007; Schumann 2020. 
8 Boulanger et.al. 2018; zur Rechtswirkungsforschung Scheiwe/Wrase 2018. 
9 Röthel 2014; Scheiwe 2018; 2020, zur Rechtsvergleichung Cottier 2018. Zum Familienrecht gibt es auch in 
Deutschland eine gewisse Tradition interdisziplinärer Perspektiven, doch ein systematischer Dialog fehlt. Die 
voraussetzungsvolle Öffnung für Transdisziplinarität bleibt „dem Erkenntnisinteresse von Außenseitern vorbe-
halten“ (Röthel 2015:191).  
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